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1. Juristisches zum Atomausstieg

1.1.Kernkraftbetreiber lassen sich nicht einfach enteignen Der Atomausstieg schränkt die Eigentumsrechte der Energiekonzerne unzulässig ein. Der Staat muss sie für ihre Investitionsverluste entschädigen. Der Beschluss der Bundesregierung zum Ausstieg aus der Atomenergie ist eine politische und keine rechtlich zwingende Entscheidung - erst recht ist er keine "ethische" oder Ähnliches. Vor allem der Unglücksfall von Fukushima begründet keine rechtliche Handlungspflicht der Bundesregierung. Denn zum einen bestehen zwischen Japan und Deutschland keine vergleichbaren geologischen Gefahrentatbeständ,. in Japan bestanden offenkundige Sicherheitsmängel, die bei den deutschen Kernkraftwerken nicht bestehen, wie von der Reaktorsicherheitskommission bestätigt Der schlichte Federstrich des Gesetzgebers "Nein zur Kernenergie" genügt nicht. Die deutschen Kernkraftwerke sind sämtlich legal. Sie erfüllen, wie wiederum von der Reaktorsicherheitskommission kürzlich bestätigt, alle Sicherheitsanforderungen des Atomrechts. (Süddeutsche Zeitung 9.6.2011  Artikel von Rupert Scholz, Prof. für Staatsrecht, früherer Justizsenator in Berlin und Bundesverteidigungsminister unter Helmut Kohl)

1.2. Atomgesetz mit juristischen Lücken Schwarz-Gelb droht neues Ungemach: Führende Juristen warnen, dass es im Gesetz zum Atomausstieg gravierenden Nachbesserungsbedarf gebe. Das Regelwerk könnte sonst vom Bundesverfassungsgericht beanstandet werden, erklären Rechtsexperten. Die beiden Reaktoren in Gundremmingen, Block B und Block C, sind Anfang der achtziger Jahre errichtet worden, beide sind gleich groß und seit gut 26 Jahren in Betrieb. Es ist das einzige baugleiche Paar im deutschen Reaktorpark. 

Nach den Plänen der Bundesregierung soll Gundremmingen B schon am 31. Dezember 2017 vom Netz gehen, Block C hingegen erst vier Jahre später. Doch die Abschalttermine für das AKW Gundremmingen könnten Schwachpunkte des Gesetzes werden.Anzeige Unterschiedliche Laufzeiten bei gleichartigen Kraftwerken müssten nachvollziehbar begründet werden, sonst drohe ein Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung. Das sieht auch Joachim Wieland, Professor in Speyer, so: "Ich habe in der Gesetzesbegründung nichts gefunden, was eine solche Abstufung rechtfertigt." (Süddeutsche Zeitung 9.6.2011)

1.3 Auch EnBW klagt gegen den Atomausstieg (Stand 8.6.2011) Nach Eon und RWE zieht auch EnBW gegen die Bundesregierung vor Gericht. Das ist angesichts der hohen Beteiligung des Landes Baden-Württemberg besonders pikant.  www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/auch-enbw.../4264400.html
1.4. Die Internationale Energieagentur (IEA)kritisiert den deutschen Atom-Alleingang. Die IEA warnt vor Folgen für das europäische Ausland. Ein einzelnes Land kann die Energiesicherheit in Europa beeinträchtigen sagte Nobuo Tanaka, der Exekutivdirektor des IEA. Die Entscheidung über die weitere Nutzung der Kernenergie sollte im Rahmen der Europäischen Union und nicht auf der Ebene einzelner Mitgliedsstaaten getroffen werden, mahnte Tanaka. Auch nach der Atomkatastrophe von Fukushima hält Tanaka, der selbst Japaner ist, Atomenergie für unentbehrlich. (FAZ 07.06.2011)

1.5. Der BDI hat ermittelt: Durch die Abschaltung aller Kernkraftwerke  erhöht sich CO2-Emission um 28 %. Die Großhandelspreise für Strom erhöhen sich um 30 %. Bis 2020 fallen Mehrkosten von 51 Mrd. €. an, davon 24 Mrd. € für die Industrie, 9 Mrd. € für die privaten Verbraucher und 18 Mrd. € für den Ausbau der Erneuerbaren Energien und der Netzinfrastruktur. http://www.bdi.eu/Pressemitteilungen_Energiekostenstudie_24_04_2011.htm K ernenergieausstieg
1.6..Merkels Atomausstieg mit Restrisiken Zu gut weiß Merkel, dass dieser Wechsel für sie und ihre Partei mit hohen Risiken behaftet ist. Da ist vor allem das Glaubwürdigkeitsproblem. Auch ökonomisch birgt Merkels jähe Revision Gefahren. Die Energiekonzerne, tief enttäuscht von der einstigen Koalition ihres Vertrauens, sind nicht bereit, kampflos auf ihre Investitionen zu verzichten und bereiten Entschädigungsklagen in Milliardenumfang vor. (Berliner Zeitung 10.06.2011)

1.7. Das Kernkraftwerk Biblis Block B wird nach Abschluss der Revision in der kommenden Woche nicht angefahren. Damit wird auch dem Wunsch der Politik Rechnung getragen, die während des Moratoriums abgeschalteten Anlagen nicht mehr zur regulären Stromerzeugung einzusetzen. (RWE Pressemitteilung 16.06.2011)

1.8. Die Kernkraftwerksbetreiber schalten ihre „Altmeiler“ endgültig ab und vermeiden damit eine weitere Eskalation im Streite mit der Bundesregierung. Die sieben ältesten deutschen KKW und das KKW Krümmel sollen nun für immer stillstehen. Trotz der jetzigen Zurückhaltung der Konzerne dürfte der Streit um Schadenersatz und die Brennelementsteuer schon bald in eine neue Runde gehen. (Die Welt 18.06.2011)

1.9. Verzweifelt gesucht: Gaskraftwerk Der Energiewende droht bei der dringenden Suche nach Alternativen zu Atomkraftwerken ein großes Hindernis. Es fehle an willigen Investoren für die fest eingeplanten neuen Gaskraftwerke. Die meisten Stromversorger wollen demnach aus Kostengründen keine neuen Gaskraftwerke bauen, denn unter den derzeitigen Bedingungen sei völlig unklar, ob ein Gaskraftwerk nicht ein teures Verlustgeschäft wird. Man arbeite momentan an keinen weiteren Plänen für neue Gaskraftwerke, sagt E.ON-Sprecher Christian Orschler. (dpa 17.06.2011)


2. Reaktionen des Auslandes und Inlandes zum deutschen Atomausstieg

2.1. EDF (Electricité des France) kann sich über den deutschen Ausstiegsbeschluss freuen. Und Staatspräsident Nicolas Sarkozy macht auch gar keinen Hehl daraus. Dann verkaufe Frankreich eben den Deutschen den Strom, sagte er mit Blick auf mögliche Versorgungslücken in Deutschland als Folge des Atomausstiegs. Mit seinen grenznahen Atomkraftwerken  hat EDF beste Aussichten, deutschen Kunden Atomstrom zu verkaufen. (Handelsblatt 10.06.2011)

2.2. Atomausstieg Solo für Deutschland? Ohne - oder sogar gegen - Europa wird der deutsche Atomausstieg nicht funktionieren.  In Deutschland kreuzen sich viele europäische Stromleitungen - auch deshalb geht die deutsche Engergiepolitik ganz Europa etwas an. Tatsächlich produzieren Frankreichs KKW zwar auch für deutsche Haushalte und Betriebe, oft aber braucht Frankreich auch den deutschen Strom - bei großer Kälte beispielsweise, wenn die Elektroheizungen auf vollen Touren laufen, oder während der Sommerhitze, wenn Kühlwasser für die vielen Kernkraftwerke entlang der Loire oder der Rhône knapp wird. Mal wird exportiert, mal importiert - das Geschäft mit dem Strom ist längst ein gesamteuropäisches geworden. Als mächtige Industrienation und großer Energieproduzent wirkt Deutschland wie ein Puffer für ganz Europa. Wenn in Zukunft der Ökostrom an trüben Tagen mal nur ein paar Prozent, an sonnigen und windreichen Tagen dagegen einen Großteil des Bedarfs deckt, dann wirkt sich das auch auf die Nachbarländer aus. Dann kann es ganz schnell passieren, dass Schwankungen in Deutschland Teile des europäischen Netzes in die Knie zwingen und der Strom nicht nur hierzulande, sondern auch jenseits der Grenzen ausfällt.(SZ 10.06.2011)

2.3 . Sarkozy kritisiert deutschen Atomausstieg. Frankreich fürchtet, dass es in diesen Sommer Engpässe bei der Stromversorgung gibt - auch weil Strom aus deutschen Kernkraftwerken fehlt. Allein im Mai habe Deutschland wegen der Abstellung der KKW  7000 Megawatt Strom weniger ins Netz eingeleitet, erklärte das Energieministerium Die 58 französischen Reaktoren produzieren unter normalen Umständen knapp 80 %l des Stroms in Frankreich. Rund 12 % des französischen Stroms stammt normalerweise aus Wasserkraftwerken. (10.06.2011 Spiegel online)

2.4. Experten warnen vor Überbelastung des europäischen Stromnetzes in den nächsten Wochen. Der deutsche Atomausstieg steigere das Risiko für instabile Leitungen. Weil einige EU-Länder - unter ihnen Finnland, Ungarn, Polen und Lettland - während der Hitzezeit von Stromimporten abhängen, könnte für ganz Europa eine Stresssituation entstehen. Das ist das Ergebnis einer Untersuchung des Europäischen Netzwerks der Fernleitungsnetzbetreiber (Entso-e), die am Donnerstag in Brüssel vorgestellt wurde. Deutschland müsse wegen der AKW-Abschaltung öfter in das Netz eingreifen, was die Sicherheit der Nachbarn gefährde. (Die Welt. 17.06.11)

2.5. EU-Kommissar Günther Oettinger:  Um den höheren Anteil erneuerbarer Energien aufzufangen, ist ein paneuropä-isches Strom- und Gasnetz nötig „Jetzt müssen rund 200 Milliarden Euro für die nächsten 15 Jahre zur Verfügung gestellt werden, das heißt pro Jahr zwölf bis 15 Mrd. €“, sagte Oettinger. Das sei viel Geld, aber bei einem Bruttoinlandsprodukt der EU von 12 000 Mrd. € im Jahr mache dies nur 0,1 % aus. Für den nächsten EU-Haushalt werde er eine Co-Finanzierung für „eine begrenzte Zahl von investitionsintensiven Infrastrukturen“ vorschlagen, die im europäischen Interesse seien. (16.06.2011Focus online)

2.6. Warum deutsche Politiker Nein zur Kernkraft sagen. Merkels Entscheidung, Kernkraftwerke stillzulegen ist eine zynische Übung in Realpolitik. “Politik ist die Kunst des Möglichen”, sagte einst der erste deutsche Kanzler Bismarck. Seine heutige Nachfolgerin, Angela Merkel, weiß genau, dass ihre Entscheidung, alle deutschen Kernkraftwerke bis 2022 vom Netz zunehmen, wissenschaftlich und ökonomisch Unsinn ist. Tatsächlich hat sie erst vor zwei Monaten gesagt, dass Deutschland durch den Fukushima-Unfall nicht zwangsläufig aus der Kernenergie aussteigen wird. “Ich bin dagegen, alle unsere Kernkraftwerke zu schließen, nur um Kernenergie aus dem Ausland importieren zu müssen“, sagte sie im März im Bundestag. “Das wird mit mir nicht zu machen sein!“http://www.eike-klima-energie.eu/news-anzeige/warum-deutschland-nein-zur -kernkraft-sagt/
2.7. Der deutsche Strommarkt ist für die deutsche Volkswirtschaft so unverzichtbar wie der Blutkreislauf im menschlichen Körper. Die vier größten Stromproduzenten sind die Aorta des Industriestaates, die zwar Eingriffe verträgt, aber tunlichst nicht durchtrennt werden sollte." (FAZ 09.06.2011, S.9)

2.8.Die politische Führung verordnet den Bürgern in Deutschland steigende, unbezahlbare Strompreise. EU-Energiekommissar Günther Oettinger warnt Deutschland vor der geplanten Wende in der Energiepolitik. So zu lesen in der “FAZ“ vom 23. Mai 2011. Und warum warnt er? Er sieht eine “Explosion des Strompreises“ voraus. Dies wird er bei der ökodiktatorischen Energiepolitik in Deutschland sogar unausweichlich.http://www.eike-klima-energie.eu/news-anzeige/energiewende-teil-1-die-kuenstliche-stromverteuerung/
3.. Das Gas- und Dampfturbinenkraftwerk Irsching (nahe Ingolstadt) bietet bisher unerreichte Effizienz. Mit dem von Siemens gebauten und von E.ON betriebenen Gas- und Dampfturbinenkraftwerk Irsching 4 erreicht Siemens einen Wirkungs-grad von 60,75 % bei einer elektrischen Nettoleistung der Anlage von 578 MW. Der Generator verfügt über eine wassergekühlte Statorwicklung und eine wasserstoffgekühlte Rotorwicklung. Solch effiziente, schnell reagierende Großkraftwerke seien gerade in Zeiten, in denen immer mehr Windkraft- und Solaranlagen den Anteil fluktuierender Einspeisung ins Stromnetz stetig erhöhen, entscheidend für die Stabilität im Stromnetz, so Siemens. Anlagen wie Irsching 4 seien die ideale Ergänzung zu den wetterabhängigen Erneuerbaren, erklärt Klaus Hammer, Leiter GuD-Kraftwerke bei E.ON. (VDI-Nachrichten 10.06.2011)

4. Ende 2010 waren installiert an Solar-Anlagen

In Groß Britannien                    71  MW

In Deutschland                  17.300   MW

UK senkt Solar-Subventionen um mehr als 70 % e-mail Friebe 16.06.2011  

5. EHEC und Greenpeace Jetzt, bei der EHEC-Epidemie, scheint es Greenpeace die Sprache verschlagen zu haben. Offenbar braucht Greenpeace, wenn er Stellung beziehen will (oder danach gefragt wird), ein klares Feindbild. Das sind bei den Lebensmittelskandalen – oder besser: den sogenannten Skandalen – dann stets die Agrarkonzerne, die Hersteller von Pflanzenschutzmitteln oder die Pflanzenzüchter. http://www.welt.de/debatte/kommentare/article13410917/In-der-EHEC-Krise-ist-Greenpeace-ploetzlich-ganz-still.html?wtmc=Newsletter.NL_Weltbewegt
6. Alle Welt redet von der hohen Staatsverschuldung von Griechenland und auch von den USA. Wie sieht es mit der Staatsverschuldung von Deutschland aus? Z. Z sind das 2.025 Mrd. € entspricht bei 82 Mio. Menschen:  = 25.000 € pro Bürger Und die Schuldenuhr tickt weiter.http://www.staatsverschuldung.de/schuldenuhr.htm
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Warum Politiker  und Wirtschaftsbosse den Atomausstieg befürworten -                                       

- Kommentar -

Fakt ist : Der Atomausstieg in Deutschland ist sachlich durch nichts gerechtfertigt

-     Die Internationale Energieagentur (IEA) hat wiederholt bestätigt, dass die deutschen  

             -      Kernkraftwerke zu den sichersten der Welt gehören.

-     Bei der internationalen Skala der Stromproduktion aus Kernkraftwerken sind jedes Jahr 

      mehrere deutsche Kernkraftwerke unter den Top Ten

-     die Japanischen Kernkraftwerke von Fukushima Eins haben einen deutlich schlechteren

      Sicherheitsstandard als die deutschen Kernkraftwerke

-     Die Betreiberfirma Tepco hat nachweislich massiv geschlampt.

-     Trotzdem hat die Not-Abschaltung der Kernkraftwerke von Fukushima Eins funktioniert

-     In Deutschland gibt es keinen Tsunami und auch kein Erdbeben der Stufe 9.

-     um Deutschland herum gibt es 29 Kernkaftwerke, die genauso alt sind wie die  

       abgeschalteten 7 Kernkraftwerke.

Warum wollen dann die Politiker aus der Kernkraft aussteigen?

Die Abgeordneten haben sich verpflichtet zum Wohl des deutschen Volkes tätig zu sein. Mit dem Ausstieg aus der Kernenergie schaden sie dem Industriestandort Deutschland. Die Abgeordneten meinen (man sagt ihnen?), dass die Mehrheit des deutschen Volkes gegen Kernkraft sei, was zu beweisen wäre. Viele fragen, wo soll der Strom herkommen? Wie ist z.B. die öffentliche Meinung, wenn Stromengpässe und massive Verteuerungen des Stroms eintreten. 

Merkel: Angst vor Wahlen. Mit Baden-Württemberg war das aber eine Fehlentscheidung,

wie ein Meinungsforschungsinstitut festgestellt hat.

Andere Politiker von CDU und FDP: Angst um den Posten und damit Angst um die die Pfründe

aus Abgeordneten- und Ministertätigkeit.

Warum wehrt sich die Industrie nicht?

“Es gilt der Primat der Politik“. Wenn der Primat aber nachweislich falsch ist, muss sich die Industrie wehren.


Wirtschaftsbosse: Befürchtung dem Unternehmen zu schaden aus Angst vor den Aktionären 

und der öffentlichen Meinung und  dem Fallen der Aktienkurse. 


Das Gegenteil könnte aber der Fall sein: Geringerer Verdienst der EVUs durch massiven Stromzukauf.

Welche Kräfte stecken eigentlich hinter der Meinungsmache gegen die Kernkraft und gegen den Industriestandort Deutschland?

